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Bonn, den 18. März 1953 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Absatz 3 des Grundgesetzes 
den vom Bundesrat beschlossenen 


Entwurf eines Gesetzes über die Gewährung 
einer ruhegehaltfähigen Zulage an Richter und 

Staatsanwälte 


nebst Begründung. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ergibt 
sich aus der Anlage 2. 

Innerhalb der Bundesregierung ist für die Vorlage der Bundesminister 
der Finanzen zuständig. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 


Bfüdt: Bonner Üniversitäts-Buchdruckerei Oebr. Bciieur, BöftÜ 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30. 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Gewährung einer ruhegehaltfähigen Zulage an Richter und Staatsanwälte 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


§ 1 

Die Länder werden ermächtigt, in Abwei- 
chung von den Bestimmungen des § 8 Abs. 1 
des Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Besoldungsrechts vom 6. Dezember 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 939) den Richtern und 
Staatsanwälten, die in einem Dienstverhältnis 
auf Lebenszeit oder auf Widerruf stehen, eine 
ruhegehaltfähige Zulage von 1 200, — DM 
jährlich zu gewähren. 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Uberleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Lande 
Berlin. 


§ 3 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. April 1952 in Kraft. 


Begründung 


Die Besoldung aller Richter und Beamten 
richtet sich im Bund und in den Ländern nach 
der bereits im Jahre 1927 erlassenen Besol- 
dungsordnung und hat in den vergangenen 
25 Jahren nur einmal dadurch eine Änderung 
zugunsten der Beamten und Richter erfah- 
ren, daß das Gesetz zur Änderung und Ergän- 
zung des Besoldungsrechts vom 6. Dezember 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 939) ihnen eine 
ruhegehaltfähige Zulage gewährte, die für die 
Zeit ab 1. Oktober 1951 20 v. H. des Grund- 
gehalts oder der Diäten beträgt. 

Diese Gehaltserhöhung stellt jedoch bei wei- 
tem keinen Ausgleich für die seit 1927 einge- 


tretene erhebliche Steigerung der allgemeinen 
Lebenshaltungskosten dar, so daß trotz der 
Gewährung der Zulage das Realeinkommen 
der Richter und Beamten noch immer weit 
hinter dem von 1927 zurückbleibt. 

Das hat zu Folgerungen geführt, denen — 
unbeschadet etwaiger weiterer allgemeiner 
Aufbesserungen der Beamtengehälter — im 
Falle des Richterstandes angesichts seiner be- 
sonderen Bedeutung innerhalb unseres Rechts- 
staates vorab und umgehend durch eine wenig- 
stens die schlimmsten Notstände behebende 
Sofortmaßnahme begegnet werden muß. Das 
gleiche gilt auch für die Staatsanwälte, die 


9 



neben den Richtern als diejenigen anderen 
staatlichen Rechtspflegeorgane stehen, die 
nicht nur dieselbe Vorbildung wie die Richter 
erfahren haben, sondern die außerdem auch — 
im Gegensatz zu den juristisch vorgebildeten 
Beamten außerhalb der Justiz — laufbahn- 
mäßig und praktisch zum Richter im Verhält- 
nis der Auswechselbarkeit stehen. 

Die heutige Besoldung läßt eine Teilnahme 
der Richter und Staatsanwälte am gesellschaft- 
lichen, kulturellen und wirtschaftlichen Leben, 
die für die ständige Erweiterung der richter- 
lichen Lebenserfahrung unerläßliche Voraus- 
setzung ist, nur noch in einem so beschränkten 
Maße zu, daß dadurch eine ernste Gefahr für 
eine aufgeschlossene, volkstümliche und über 
den Vorwurf der Lebensfremdheit erhabene 
Rechtspflege begründet wird. 

Wie ferner in allen Kreisen der Beamten- 
schaft, so ist auch insbesondere bei den Rich- 
tern und Staatsanwälten eine zunehmende 
Verschuldung zu beobachten. Sie ist in diesem 
Falle der Richter besonders gefährlich, weil 
sie sich durch die damit verbundenen finan- 
ziellen Abhängigkeiten zu einer Gefahr für 
eine saubere und unabhängige Rechtsspre- 
chung auswirken kann. 

Schließlich haben die ungünstigen Besoldungs- 
und Beförderungsverhältnisse der Richter und 
Staatsanwälte dazu geführt, daß qualifizierte 
Nachwuchskräfte nur noch in Ausnahmefällen 
für den Justizdienst zu gewinnen sind und 
vielfach auf schwächere Kräfte zurückgegrif- 
fen werden muß. Sogar bereits planmäßig 
angestellte Richter und Staatsanwälte haben 
in immer weiterem Umfange ihren Beruf auf- 
gegeben und sind in die freie Wirtschaft oder 
zu anderen Verwaltungen, bei denen bessere 
Beförderungsbedingungen bestehen, hinüber- 
gewechselt. Diese Entwicklung, die auf die 
Dauer zu einer negativen Auslese führt, ist 
einer einwandfreien und leistungsmäßig hoch- 
stehenden Rechtspflege in besonderem Maße 
abträglich. 

Es ist in diesem Zusammenhang darauf hin- 
zuweisen, daß Richter und Staatsanwälte in 
anderen Ländern auch nach der gehaltlichen 
Einstufung eine Stellung einnehmen, die 
wesentlich über der anderer der Vorbildung 
nach vergleichbarer Beamtengruppen und er- 
heblich über der deutscher Richter liegt. Dies 
gilt in erster Linie von USA und England, in 


denen die Richtergehälter um ein Vielfaches 
über denen anderer vergleichbarer Beamten- 
gruppen und über denen der deutschen Rich- 
ter liegen. Es gilt aber auch z. B. für ein Land 
wie Schweden, dessen innerstaatliche Verhält- 
nisse mit einem deutschen Lande besser ver- 
glichen werden können. Schweden hat etwa 
1000 Richter bei 7 Millionen Einwohnern, im 
Verhältnis also etwa die gleiche Anzahl Rich- 
ter wie Nordrhein-Westfalen. Die Juristen 
an den schwedischen Untergerichten (sogen. 
Tingsdomare) erhalten ein Monatsgehalt von 
z. Z. 1970, — schw. Kronen. Dies entspricht 
der Besoldung eines schwedischen Ministerial- 
rates. Ein Oberlandesgerichtsrat (Hovrätts- 
rad) erhält ein Anfangsgehalt von 2225, — 
schw. Kronen. Ein Senatspräsident bei einem 
schwedischen Oberlandesgericht erhält das 
gleiche Gehalt wie ein schwedischer Ministe- 
rialdirektor. 

Wenn auch einerseits diese in anderen Län- 
dern getroffenen Regelungen nicht ohne weite- 
res hierher übernommen werden können und 
wenngleich andererseits eine vollständige Be- 
hebung der Mißstände erst nach Durchführung 
der Justizreform möglich sein wird, so ist doch 
angesichts der oben aufgezeigten gefahrvollen 
Situation, die die unzureichende Besoldung 
gerade innerhalb der Richterschaft und bei 
den Staatsanwälten verursacht hat, wenigstens 
eine Teilaufbesserung der Besoldung der Rich- 
ter und Staatsanwälte schon jetzt dringend 
geboten. Den Ländern ist es jedoch verwehrt, 
von sich aus eine Verbesserung der Besoldung 
ihrer Richter und Staatsanwälte vorzunehmen, 
da die Sperrbestimmung des § 8 Abs. 1 des 
o. a. Gesetzes vom 6. Dezember 1951 den 
Ländern verbietet, ihren Richtern und 
Beamten höhere Bezüge zu zahlen, als 
sie sich nach den besoldungsrechtlichen 
Bestimmungen des Bundes für die ent- 
sprechenden und gleichzubewertenden Rich- 
ter und Beamten des Bundes ergeben. 
Die vorgeschlagene Lockerung dieser Sperr- 
bestimrnung soll den Ländern die Möglichkeit 
zur Gewährung einer ruhegehaltfähigen Zu- 
lage in Höhe von 1200, — DM jährlich an die 
Richter und Staatsanwälte geben. 

Aus der Fassung des § 1 ergibt sich, daß die 
Zulage nur an diejenigen Richter und Staats- 
anwälte gezahlt werden darf, welche in einem 
Dienstverhältnis auf Lebenszeit oder auf 
Widerruf stehen. Laienrichter sowie ehren- 
amtliche Richter fallen nicht unter die Vor- 
schrift dieses Gesetzes. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 

zu dem vom Bundesrat eingebraditen 

Entwurf eines Gesetzes über die Gewährung einer ruhegehaltfähigen Zulage 

an Richter und Staatsanwälte 


Durch den vom Bundesrat beschlossenen Ge- 
setzentwurf über die Gewährung einer ruhe- 
gehaltfähigen Zulage an Richter und Staats- 
anwälte soll ein bestimmter Personenkreis in- 
nerhalb des öffentlichen Dienstes eine Gehalts- 
erhöhung in Form einer für alle Besoldungs- 
gruppen gleichen Zulage von 1200, — DM 
erhalten. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
es nicht möglich ist, Besoldungserhöhungen 
zurzeit und in dieser Form für einzelne Grup- 
pen des öffentlichen Dienstes gesondert vor- 
zunehmen, sondern daß die erforderlichen 
Fiilfsmaßnahmen für alle Beamten und Rich- 
ter einheitlich getroffen werden müssen. 

Einzelmaßnahmen würden im übrigen der ge- 
planten Reform des Besoldungsrechts vorgrei- 
fen und ihren organischen Aufbau störend 
beeinflussen. Nur im Rahmen der in Aussicht 
genommenen Gesamtreform können die In- 
teressen aller Beamten und Richter aufeinan- 
der abgestimmt und die Erfordernisse der 
verschiedenen Zweige innerhalb des öffent- 
lichen Dienstes so berücksichtigt werden, daß 
Störungen des Rechts- und Arbeitsfriedens 
vermieden werden. 

Die Bundesregierung kann deshalb dem ge- 
nannten Gesetzentwurf nicht zustimmen. 
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